
Pipeline »Nord Stream« 
wird ausgebaut
Zug/Wladiwostok. Die Pipeline 
»Nord Stream« für den Erdga-
stransport von Russland nach 
Europa durch die Ostsee wird 
ausgebaut. Die beteiligten Part-
ner unterzeichneten am Freitag 
einen Vertrag zum Bau von zwei 
weiteren Leitungssträngen, wie 
der Gasprom-Konzern in Wladi-
wostok und die Nord Stream AG 
im schweizerischen Zug mitteil-
ten. Sie sollen zusätzlich Erdgas 
nach Europa transportieren.

An Nord Stream beteiligt 
sind neben dem Förderkonzern 
Gasprom auch die deutschen 
Unternehmen Wintershall (eine 
BASF-Tochter) und der Energie-
konzerne E.on. Die ersten zwei 
Leitungen der Pipeline sind be-
reits seit Oktober 2012 in Betrieb. 
Das russische Erdgas landet in 
Lubmin an der Ostseeküste und 
wird über zwei Anschlussleitun-
gen weitertransportiert.  (AFP/jW)

Politiker: Euro-Zone 
reformieren
Madrid. Anlässlich ihres Treffens 
in Madrid haben Spaniens Mini-
sterpräsident Mariano Rajoy und 
der britische Premierminister 
David Cameron eine umfassen-
de Reform der Euro-Zone gefor-
dert. Diese solle auf Wachstum 
und Freihandel ausgerichtet sein 
und müsse garantieren, dass »die 
Rechte derjenigen Mitglieder der 
Europäischen Union, die nicht 
der Währungsunion angehören, 
keinen Schaden nehmen«, hieß 
es in einem am Freitag in der 
spanischen Tageszeitung Expan-
sión vor dem Treffen veröffent-
lichten Gastbeitrag der konser-
vativen Regierungschefs. Nötig 
seien vor allem Maßnahmen zur 
Stärkung der Wirtschaftskraft. 
 (AFP/jW)

Die Berichterstattung westli-
cher Medien über das jüngste 
Gemetzel auf dem chinesi-

schen Aktienmarkt hat den Blick auf 
eine langfristig weitaus bedeutende-
re Entwicklung für Asien, Afrika und 
Lateinamerika verstellt: Die von Chi-
na geführte Asiatische Infrastruktur-
Investitionsbank (AIIB) steht laut der 
Nachrichtenagentur  Reuters  kurz vor 
ihrer Arbeitsaufnahme. Trotz aktueller 
Börsenturbulenzen werden das chine-
sische Volksgeld (Renminbi, Einheit 
Yuan) und die Entwicklungspolitik 
Pekings bei der Finanzierung neuer 
Infrastrukturprojekte in den Entwick-
lungsländern eine maßgebliche Rolle 
spielen. Das Land will im Rahmen 
der AIIB die bis dahin weltweit allein 
geltenden, von den USA und ihren 
neoliberalen Verbündeten aufgestell-
ten Regeln der globalen Entwicklungs-
finanzierung, aufheben. Das berichtete 
 Reuters  diese Woche unter Berufung 
auf vier hochrangige internationale 
Mitarbeiter der AIIB, die namentlich 
nicht genannt werden wollten.

Anders als die von den USA domi-
nierten Institutionen wie Weltbank und 
Internationaler Währungsfonds (IWF), 
an denen bisher im Bereich Finanzie-
rung von Entwicklungsprojekten kein 
Weg vorbeiging, wird die AIIB auf 
westliche Vorbedingungen wie Dere-
gulierung, Abbau von Schutzzöllen 
und Privatisierung öffentlicher Unter-
nehmen und Infrastruktur verzichten. 
Weil sie den »freie Markt nicht mehr 
ins Zentrum der Bedingungen für die 
Kreditvergabe« stelle, habe die neue 
Entwicklungsbank »eine viel größere 
Entscheidungsfreiheit, um neue Ent-
wicklungsprojekte zu finanzieren«, so 
 Reuters .

Wenn derzeit eine westliche Ent-
wicklungsbank eine Wasseraufberei-
tungsanlage finanziere, müsse das 
betroffene Land sich nicht nur dazu 
verpflichten, weitere wirtschaftliche 
Reformen in Richtung Marktwirt-
schaft und Deregulierungen durchzu-
setzen, sondern in der Regel werde die-
se Bank auch darauf bestehen, »dass 
der Preis für sauberes Wassers erhöht 
wird, um die Kosten zu decken, selbst 

wenn sich auf Grund der örtlichen Ge-
gebenheiten eine Preiserhöhung nicht 
anbietet«. So nett und harmlos kann 
ein seriöses, kapitalistisches Medien-
organ die Tatsache umschreiben, dass 
höhere Wasserpreise die Massen der 
überwiegend bettelarmen Bevölkerun-
gen der Entwicklungsländer nicht nur 
von sauberem Wasser, sondern wegen 
der »örtlichen Gegebenheiten« nicht 
selten gänzlich von der Versorgung 
ausschließt, was zu mehr Krankheiten 
und Epidemien und insbesondere ei-
ner höheren Kindersterblichkeit führt.

Diese Regelungen sind Folge des 
seit den 1980er Jahren verstärkt durch-
gesetzten »Washington Consensus«. 
Vor allem Weltbank und IWF dienen 
als Rammbock, um die Märkte der 
betreffenden Staaten aufzubrechen. 
Nationale Schutzmechanismen wer-
den hinweggefegt, lokale Eigenarten 
im Namen des Konzernprofits nieder-
gewalzt. Beide Finanzorganisationen, 
aber auch EU-Institutionen, machen 
damit »Hilfen« von der »Marktöff-
nung« abhängig. So rühmte sich vor 

einigen Jahren der IWF in einer in-
ternen Studie, dass es ihm innerhalb 
eines Jahrzehnts gelungen sei, Ent-
wicklungsländer dazu zu bringen, öf-
fentliche Unternehmen im Wert von 
über einer Billion (tausend Milliarden) 
Dollar zu privatisieren. Den größten 
Teil davon, insbesondere die Filetstük-
ke, konnten westliche Konzerne an 
sich reißen.

Der »Washingtoner Konsens« 
wird auch heute noch von westli-
chen Entwicklungsbanken mit fast 
religiösem Fanatismus durchgesetzt, 
aktuell in Griechenland. Kernstück 
dieses Glaubensbekenntnisses ist der 
Mythos, dass Privatbetriebe immer 
effizienter, zuverlässiger und besser 
arbeiten als öffentliche. Inzwischen 
häufen sich die Fälle, die das Lügen-
märchen entlarven. Für schlechteren 
Service höhere Preise zahlen zu müs-
sen, ist eine Erfahrung, die auch in 
unserem Land mit der Privatisierung 
öffentlicher Betriebe oder der soge-
nannten Public Private Partnership 
inzwischen zuhauf gemacht wurde. 

Die Konzerne fahren derweil weiter 
gute Profite ein.

Jetzt besteht Grund zur Hoffnung. 
Zwar nicht für die Menschen in 
Deutschland, aber für Bevölkerung in 
den Entwicklungsländern. Die AIIB 
macht Schluss mit dem verbrecheri-
schen Konzernbereicherungskonsens 
aus Washington. Die einzigen Bedin-
gungen, die diese Bank an ihre Kredit-
vergabe knüpft sind: Transparenz, also 
öffentliche Kontrolle zur Vermeidung 
von Korruption. Und, die finanzier-
ten Projekte müssen umweltverträglich 
sein. Politische oder andere Bedingun-
gen sind nicht vorgesehen. Jetzt haben 
die Länder eine Wahl. Eine erfolgrei-
che AIIB, die sich von Weltbank, IWF 
und anderen Instituten abhebt, wäre 
nicht nur ein diplomatischer Triumph 
für China, sondern die ganze bishe-
rige, von den USA dominierte und 
gesteuerte Weltfinanzordnung würde 
erschüttert. Ach ja, England, Frank-
reich, die BRD und andere westlichen 
Länder sind inzwischen Mitglieder der 
AIIB.

Lichtblick für die Welt
Neue Form von Kooperation mit Entwicklungsländern. Von China geführte 
Investitionsbank AIIB konterkariert den »Washingtoner Konsens«. Von Rainer Rupp

Sitzordnung bei der Unterzeichnung des Vertrages über die AIIB am 29. Juni in Peking
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Die Kapitulation der Syriza-Re-
gierung in Griechenland hat 
ein paar Dinge geklärt. Frü-

here Euro-Befürworter wenden sich 
entnervt von der Vorstellung ab, die 
Strukturen und Institu-
tionen könnten innerhalb 
der EU demokratisiert 
oder im Interesse der 
Mehrheit ökonomisch 
umgestaltet werden. 
Aber welche Haltung 
können sie (können wir) 
nun zur Euro-Währungs-
union einnehmen? Es 
reicht nicht, sie einfach 
als Tatsache zu akzep-
tieren, gegen die anzu-
rennen sinnlos ist. Bei-
spielsweise blieb Linken 1990 nicht 
anderes übrig, als die Ausweitung des 
Geltungsbereiches der D-Mark auf 
die DDR hinzunehmen. Damals war 
klar, dass die Herrschenden an diesem 

Projekt festhalten würden und dazu 
in der Lage waren, es durchzuzie-
hen. Beim Euro ist das anders. Diese 
Währungsunion wird für die relativ 
schwachen beteiligten Länder öko-

nomisch unerträglich, 
für die relativ starken 
auf Dauer zu teuer. 
Die Euro-Krise seit 
2010 hat gezeigt, dass 
sich die Interessen-
gegensätze durch die 
gemeinsame Währung 
verschärfen und wahr-
scheinlich recht bald zu 
einer Auflösung, einem 
Abbröckeln oder einer 
Spaltung führen. Auch 
in den Regierungszir-

keln ahnt man, dass dieses System kei-
ne Zukunft hat und überlegt, wie die 
Kontrolle über das wirr strukturierte 
und damit gefährdete Imperium gefe-
stigt werden kann.

Leider kann man nicht den Stand-
punkt des künftigen Historikers einneh-
men und nur interessiert beobachten, 
wie das Konstrukt zerfällt. Schon was 
wir bisher an Krise erlebt haben, ist 
für viele Bewohner unerträglich. Es ist 
deshalb im Prinzip richtig, wenn zum 
Beispiel Oskar Lafontaine sagt, aus die-
ser Sackgasse komme man am ehesten 
heraus, wenn man rückwärts geht. Das 
hieße die Rückkehr zu einer Art euro-
päischem Währungssystem, wie es vor 
1999 bestand. Die Wechselkurse waren 
in diesem System politisch vereinbart, 
wurden von den Zentralbanken auf dem 
Finanzmarkt durchgesetzt und gele-
gentlich (fast immer in Krisenzeiten) 
angepasst. Die ökonomisch schwäche-
ren Länder könnten dann wie damals 
durch Abwertung den heimischen Ab-
satzmarkt gegen starke Importeure ver-
teidigen. Einer, vermutlich der übelste 
Nachteil, bestand darin, dass die Deut-
sche Bundesbank als stärkste Akteurin 

und Interessenvertreterin der deutschen 
Exportwirtschaft und des Finanzka-
pitals die Geld- und Währungspolitik 
bestimmte. (Das war eine indirekte 
Herrschaft. Die Eingriffsmöglichkeiten 
der EZB heute sind weitaus direkter.)

Bei einem solchen Schritt zurück 
und einer Trennung der Währungen 
stellt sich die Frage, in welcher Wäh-
rung die Schulden zurückzuzahlen 
sind. Wenn D-Mark und Drachme sich 
trennen, dürften die Schulden des grie-
chischen Staates in D-Mark kalkuliert 
noch weniger zurückzuzahlen sein als 
ohnehin. Würden sie in schwächer wer-
denden Drachmen fortgeschrieben, be-
deutete das für die deutsche Seite einen 
verlustreichen Schuldenschnitt. Man 
kann es auch anders sehen: Ein Zweck 
der Währungstrennung ist schließlich 
die Möglichkeit für die Schuldner, ihre 
Schuld zu entwerten. Auf diese Frage 
sollte sich die Diskussion konzentrie-
ren.
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